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und auftragsbezogene Gründe, die
erkennen lassen, dass eine will-
kürfreie Entscheidung getroffen
wurde. Andernfalls drängt sich
hier der Verdacht auf, dass unter
manipulativen Umständen an ei-
nen bestimmten Bewerber verge-
ben werden sollte, so die Vergabe-
kammer in Münster. Anhand der
Vergabedokumentation muss so-
mit feststellbar sein, ob solche
Gründe tatsächlich vorliegen und
gegebenenfalls erwiesen sind. Da
vorliegend überhaupt keine Grün-
de dokumentiert wurden, konnte
die Nachprüfungsbehörde nur
feststellen, dass der öffentliche
Auftraggeber sein Leistungsbe-
stimmungsrecht verletzt hatte.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

che Verhandlung bestätigte. Auch
erfahrungsgemäß sind im Bereich
der Innenstadt einer großen Stadt
entsprechende Gebäude und Frei-
flächen nicht ohne Weiteres vor-
handen. Aus der Vergabedoku-
mentation des öffentlichen Auf-
traggebers ergab sich letztlich
nicht, weshalb das Grundstück
zwei zweispurige Zu-/Ausfahrten
benötigte und warum diese in ent-
gegengesetzter Richtung liegen
mussten.

Nach Ansicht der westfälischen
Vergabekammer handelte es sich
um eine ungewöhnliche Anforde-
rung, die sich auch nicht aufgrund
der polizeilichen Arbeit begrün-
den ließ. Eine Vergabestelle muss
für eine solche Anforderung, die
erheblich wettbewerbsverengend
wirkt, die Gründe angeben, und
zwar objektiv nachvollziehbare

so gestalten darf, dass der Wettbe-
werb sich nur auf wenige Bewer-
ber verengt. Die Auswahlkriterien
in einem Teilnahmewettbewerb
müssen einerseits mit dem Auf-
tragsgegenstand zusammenhän-
gen und andererseits objektiv so-
wie nicht diskriminierend sein.

Vorliegend konnte der öffentli-
che Auftraggeber seine für den
Teilnahmewettbewerb aufgestellte
Forderung, dass ein bestimmtes,
ganz genau beschriebenes Grund-
stück innerhalb der Innenstadt
über zwei Zu- und Abfahrten an
einer zweispurigen Straße verfü-
gen musste, nicht objektiv über
seine zuvor angestellte Bedarfs-
analyse begründen. Denn damit
verengte sich der Wettbewerb in
diskriminierender Weise auf nur
ein Grundstück, mithin auf nur ei-
nen Teilnehmer, was die mündli-

lich sein (zum Beispiel keine Ein-
bahnstraße).

Ein im Teilnahmewettbewerb
ausgeschlossener Bewerber mo-
nierte vor der Vergabekammer
Westfalen (Beschluss vom 22. Juli
2020 – VK-1-17/20), dass das Ver-
handlungsverfahren vergabe-
rechtswidrig auf ein bestimmtes
Grundstück und einen ganz be-
stimmten Bieter zugeschnitten
worden sei. Mit Erfolg. Der öffent-
liche Auftraggeber hat nach An-
sicht der Münsteraner Nachprü-
fungsstelle mit seinen Vorgaben
zum Grundstück gegen § 97 Abs.
1 und 2 GWB sowie §§ 3b EU Abs.
2 Nr. 3, 7 EU Abs. 2 VOB/A ver-
stoßen. Aus diesen Vorschriften
ergibt sich, dass ein öffentlicher
Auftraggeber die Anforderungen
in einem Teilnahmewettbewerb ei-
nes Verhandlungsverfahrens nicht

Lage befand. Deshalb war eine
schnelle Anbindung an das über-
örtliche Straßennetz sowie den
Öffentlichen Personennahver-
kehr erforderlich. Zudem musste
das Grundstück über eine zwei-
spurige Zu-/Ausfahrt verfügen,
die über eine ausgebaute, befes-
tigte Straße ohne rechtliche Zu-
fahrtsbeschränkungen und unter
Berücksichtigung der Maximal-
werte nach der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung erreichbar
war.

Darüber hinaus musste eine
zweite Zu-/Abfahrt mit gleichen
Voraussetzungen ermöglicht wer-
den, über die das Grundstück in
entgegengesetzter Richtung zur
Hauptzufahrt befahren werden
konnte. Die Abfahrt vom Grund-
stück musste in mindestens zwei
verschiedenen Richtungen mög-

Eine Vergabestelle beabsichtig-
te den Abschluss eines Miet-

vertrags über ein nach ihren An-
forderungen zu planendes und zu
errichtendes oder umzubauendes
Polizeigebäude. Dieses Gebäude
musste in einem definierten Aus-
wahlgebiet auf einem vom Auf-
tragnehmer in der Innenstadt und
von ihm bereitzustellenden
Grundstück gelegen sein. Zu die-
sem Zweck leitete der öffentliche
Auftraggeber ein europaweites
Verhandlungsverfahren mit vor-
herigem Teilnahmewettbewerb ge-
mäß der VOB/A-EU ein.

Nach der Auftragsbekanntma-
chung mussten die Bewerber be-
reits mit ihrem Teilnahmeantrag
nachweisen, dass sich unter an-
derem das Polizeigebäude für Po-
lizeieinsätze und Kundenverkehr
in zentraler verkehrsgünstiger

Vergabekammer Westfalen zu den Schranken des Leistungsbestimmungsrechts

Polizei bei Bauvergabe in Nöten

Um die Ausschreibung zum Abschluss eines Mietvertrags über ein zu errichtendes Polizeigebäude gab es Streit. FOTO: DPA/STEFAN SAUER

komme jetzt darauf an, auf allen
Ebenen die Bremsen zu lösen.
„Das betrifft die Frage des Arten-
schutzes genauso wie das Pla-
nungsrecht.“

Ganz anders ist die Situation bei
der Solarenergie. Ausgeschrieben
hatte die Netzagentur in der März-
Auktion 617 Megawatt, eingegan-
gen waren Gebote mit einem Um-
fang von 1504 Megawatt. Bei den
Solaranlagen, die vor allem auf
Freiflächen errichtet werden, be-
trägt der durchschnittliche Zu-
schlagswert 5,03 Cent je Kilowatt-
stunde.
> CLAUS HAFFERT, DPA

je produzierter Kilowattstunde
Strom.

„Wir brauchen dringend mehr
Flächen für Windräder“, kom-
mentierte die Hauptgeschäftsfüh-
rerin des Bundesverbands der
Energie- und Wasserwirtschaft
(BDEW), Kerstin Andreae, die
Zahlen. „Die Politik muss drin-
gend das Ruder herumreißen“,
forderte sie auch mit Blick auf das
Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zum Klimaschutzgesetz.
Der Chef des Verbands der kom-
munalen Unternehmen, Ingo Lie-
bing, sagte: „Es fehlt schlichtweg
an genehmigten Projekten.“. Es

Während der Neubau von Pho-
tovoltaikanlagen in Deutschland
boomt, bleibt die Nachfrage nach
einer Ökostromförderung für
Windräder an Land schwach. Die
Bundesnetzagentur hat bei der
ersten Ausschreibung in diesem
Jahr nicht einmal für die Hälfte
der angebotenen Menge beim
Windstrom einen Abnehmer ge-
funden. Ausgeschrieben waren
1500 Megawatt, einen Zuschlag
erhielten 89 Gebote mit einer
Leistung von insgesamt 691 Mega-
watt, wie die Behörde am Freitag
mitteilte. Die Betreiber bekom-
men im Durchschnitt sechs Cent

Hohe Nachfrage nach Solarförderung

Flaute bei Windstrom-Auktion

beteiligten Spione den Einsatz
„verpfuscht“, so der Multimilliar-
där. Die Staatsanwaltschaft geht
nach eigenen Angaben davon aus,
dass der Sprengsatz zu früh explo-
diert ist. Sie bestätigte, dass es sich
bei den Tatverdächtigen um zwei
Russen handelt, die auch wegen
des Nervengift-Anschlags im eng-
lischen Salisbury 2018 gesucht
werden.

In Tschechiens Öffentlichkeit
wird auch diskutiert, ob man vor-
erst auf die AKW-Ausschreibung
verzichten sollte. Denn in den
nächsten Jahren entwickle sich
eine Kraftwerkstechnik mit klei-
nen modularen Atomreaktoren.
Kernenergie sieht man in Tsche-
chien nach wie vor als klima-
freundlich an. > DPA

Prag und Moskau. Tschechien
hatte Russland für Explosionen in
einem Munitionslager mit zwei
Todesopfern im Jahr 2014 verant-
wortlich gemacht und 18 russi-
sche Botschaftsmitarbeiter ausge-
wiesen. Moskau verwies im Ge-
genzug 20 tschechische Bot-
schaftsangehörige des Landes.

Verpfuschter Einsatz

Der tschechische Regierungs-
chef Andrej Babiš sagte, der mut-
maßliche Anschlag sei „kein Akt
des Staatsterrorismus“ gewesen,
sondern hätte den Waren eines
bulgarischen Waffenhändlers ge-
golten. Zudem hätten die beiden

Tschechien schließt Russland
von der geplanten Ausschreibung
für den Ausbau des Atomkraft-
werks Dukovany in Südmähren
aus. Das Kabinett in Prag entschied
vor Kurzem, russische Firmen
nicht an einer vorangehenden Si-
cherheitsprüfung teilnehmen zu
lassen. Das teilte Industrieminister
Karel Havlíček mit. Zu dem Ver-
fahren sollen demnach nur Firmen
aus Frankreich, Südkorea und den
Vereinigten Staaten eingeladen
werden. Es geht um einen Auftrag,
dessen Wert auf mehr als sechs Mil-
liarden Euro geschätzt wird. Duko-
vany liegt rund 100 Kilometer
nördlich von Wien und 220 Kilo-
meter östlich von Passau.

Hintergrund ist das aktuelle di-
plomatische Zerwürfnis zwischen

Tschechien schließt Russland von Milliardenauftrag aus

Neues Atomkraftwerk

Durchführung von Vergabeverfahren für
Architekten-, Ingenieur- und Projektsteuererleistungen
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